
 

 

Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Tübingen  

gemäß § 73 Absatz 5 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes 

über die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 

(Az.: RPT0240-0513.2-53/2) 

vom 21. September 2023 

 

Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben „B 28 Bad Urach, Knotenpunkte „Hochhaus“ 

(B 28/Stuttgarter Straße/Max-Eyth-Straße) und „Wasserfall“ (B 28/Bäderstraße/Hochsträß)“; 

betroffene Gemeinde: Stadt Bad Urach (Landkreis Reutlingen) 

 

Das Regierungspräsidium Tübingen führt auf Antrag der Bundesrepublik Deutschland, vertreten 

durch das Regierungspräsidium Tübingen, Straßenbauverwaltung des Landes Baden-Württemberg 

vom 12.09.2023 für das oben genannte Vorhaben ein Planfeststellungsverfahren nach § 17 Abs. 1 

S. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) durch. Es besteht die Verpflichtung zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  

 

A. Vorhabenbeschreibung 

 

Die vorliegende Planung umfasst den Ausbau der Knotenpunkte B 28/Bäderstraße/Hochsträß (Kno-

tenpunkt „Wasserfall“) und B 28/Stuttgarter Straße/Max-Eyth-Straße (Knotenpunkt „Hochhaus“) in 

Bad Urach sowie den verkehrsgerechten Ausbau von öffentlichen Wegen für Fußgänger und Rad-

fahrer. Der Straßenabschnitt liegt am westlichen Ortseingang von Bad Urach. Die vorhandene B 28 

verläuft im vorliegenden Streckenabschnitt im engen Tal der Erms und wird einerseits begrenzt auf 

der südlichen Seite durch die parallel verlaufende Bahntrasse der Ermstalbahn und auf der nördli-

chen Seite von der Erms. Der vorgesehene Ausbau der B 28 soll weitestgehend den vorhandenen 

Straßenraum in Lage und Höhe nutzen. Am Knotenpunk „Wasserfall“ wird die Anbindung der Bäder-

straße in nordwestlicher Richtung verschoben. Am Knotenpunkte „Hochhaus“ wird die Bundesstraße 

zukünftig in Richtung des vorhandenen Bahndammes nach Süden verschoben, um die Linienführung 

der B 28 in Richtung der Burgstraße vorfahrtberechtigt führen zu können. Der geradlinige Verlauf in 

Richtung Stuttgarter Straße wird zukünftig unterbrochen; die Stuttgarter Straße wird nun untergeord-

net an die B 28 angeschlossen. 

 

Die geplante Baumaßnahme stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Ein UVP-Bericht wurde 

vorgelegt. Die Belange von Natur und Landschaft, ebenso wie die Belange des Arten- und Habitat-

schutzes, werden im Landschaftspflegerischen Begleitplan berücksichtigt und erforderliche Maßnah-

men zur Vermeidung, Verminderung und Kompensation erarbeitet. Die vorgesehenen Maßnahmen 

dienen vorrangig der Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände insbesondere für die 

Artengruppen der Fledermäuse, der europäischen Vogelarten und der Zauneidechsen. Zur allgemei-

nen Vermeidung von Beeinträchtigungen bezüglich des Schutzguts Pflanzen und Tiere tragen bau-

zeitliche Schutzmaßnahmen für Vegetationsbestände, der ordnungsgemäße Umgang mit umweltge-

fährdenden Stoffen sowie die Wiederbegrünung von temporär in Anspruch genommenen Flächen 

bei. Die Erms wird auf rund 170 m Länge verlegt. Dabei werden die Gewässersohle und Ufer struk-

turreich neugestaltet und ökologisch aufgewertet.  

Während der Bauarbeiten entstehen zeitlich begrenzt Lärmemissionen und Erschütterungen, z.B. 

durch den Baustellenverkehr, Baumaschinenlärm und mechanische Einwirkungen. Erschütterun-

gen und eine starke Lärmentwicklung sind insbesondere bei Abbrucharbeiten und bei der Einram-

mung von Spundwänden am Knotenpunkt „Hochhaus“ zu erwarten. Diese Arbeiten sind auf relativ 

kurze Zeiträume (wenige Tage) begrenzt. 
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Die zur Realisierung der Straßenbaumaßnahme sowie für die Maßnahmen des Landschaftspflege-

rischen Begleitplanes benötigten Flächen befinden sich überwiegend im Eigentum des Bundes sowie 

der Stadt Bad Urach. Soweit privates Eigentum in Anspruch genommen werden muss, kann sich die 

Inanspruchnahme zum Teil auch auf eine dingliche Sicherung durch Grunddienstbarkeit beschrän-

ken. Die erforderlichen Grundstücksflächen und die betroffenen Eigentümer sind den Grunderwerbs-

plänen und dem Grunderwerbsverzeichnis zu entnehmen.  

 

Während der gesamten Bauzeit ist jeweils einer der Anschlüsse der untergeordneten Straßen (Bä-

derstraße bzw. Stuttgarter Straße) gesperrt. Dies führt zu geringen Umwegungen für die Erschlie-

ßung der westlichen Stadtteile von Bad Urach. Es ist mit einer Bauzeit von etwa 1,5 bis 2 Jahren zu 

rechnen. 

 

B. Verfahrensbeschreibung 

 

1. Die Planunterlagen und die Unterlagen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit liegen von Mon-

tag, 25.09.2023, bis einschließlich Dienstag, 24.10.2023 bei der Stadt Bad Urach, Fachbe-

reich 2 – Bau und Technik, 2. OG., Zimmer-Nr. 201, Marktplatz 8-9, 72574 Bad Urach, wäh-

rend der Dienststunden zur allgemeinen Einsicht aus.  

2. Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung bis einen Monat nach Ablauf 

der Auslegungsfrist, also bis einschließlich Freitag, 24.11.2023 bei der Stadtverwaltung Bad 

Urach, Marktplatz 8-9, 72574 Bad Urach oder beim Regierungspräsidium Tübingen, Referat 24, 

Konrad-Adenauer-Straße 20, 72072 Tübingen, zu den Unterlagen schriftlich oder zur Nieder-

schrift äußern (Äußerungsfrist). Die Äußerung muss innerhalb der Einwendungsfrist den gel-

tend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Mit Ablauf der Ein-

wendungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Einwendungen 

oder Äußerungen von Gesetzes wegen ausgeschlossen, soweit sie nicht auf besonderen privat-

rechtlichen Titeln beruhen.  

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 

Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf 

jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift 

als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Andernfalls können diese Einwendungen 

unberücksichtigt bleiben. 

3. Die genannte Frist und der Einwendungsausschluss nach Verstreichen der Einwendungs-/Äuße-

rungsfrist gilt auch für die anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie sonstige Vereinigungen, 

soweit diese sich für den Umweltschutz einsetzen und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften 

zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten vorgesehenen Verfahren aner-

kannt sind. Diese werden hiermit von der Auslegung des Plans benachrichtigt. 

4. Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die sich 

auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) beziehen, nur auf dieses Verwaltungsverfahren. 

5. Nach Ablauf der Einwendungsfrist werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen bzw. Äuße-

rungen sowie die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange mit dem Träger des Vorha-

bens, den Behörden, Verbänden und Betroffenen sowie den Personen, die Einwendungen erho-

ben haben, in einem Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt gemacht wird. Die Behörden, 

der Träger des Vorhabens, die vorstehend unter 3. angesprochenen Vereinigungen und diejeni-

gen, die Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, 

werden von diesem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vor-

zunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die Vertretung 
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durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Voll-

macht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei Ausbleiben ei-

nes Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Auf einen Er-

örterungstermin kann nach § 17a Nr. 1 FStrG gegebenenfalls verzichtet werden. 

6. Durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellungnah-

men, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten können 

nicht erstattet werden. 

7. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu 

entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern bei Bedarf in einem gesonder-

ten Entschädigungsverfahren behandelt.  

8. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststel-

lungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die 

Einwender kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellun-

gen vorzunehmen sind.  

9. Vom Beginn an der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. 

Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger des Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den 

vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 

10. Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltaus-

wirkungen des UVP-pflichtigen Bauvorhabens nach §§ 9 und 6 UVPG entsprechend. Der be-

troffenen Öffentlichkeit wird im Rahmen der Beteiligung Gelegenheit zur Äußerung gegeben. 

Weitere relevante Informationen sind beim Regierungspräsidium Tübingen – Referat 24, Konrad-

Adenauer-Straße 20, 72072 Tübingen erhältlich. Dort können auch Äußerungen und Fragen in-

nerhalb der Einwendungsfrist eingereicht werden. 

11. Neben dem Erläuterungsbericht und den Plänen zur Darstellung und Beschreibung des Vorha-

bens liegen der UVP-Bericht und die folgenden weiteren entscheidungserheblichen Berichte und 

Empfehlungen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens vor, die auch Bestandteil der aus-

liegenden Planunterlagen sind: 

- Unterlage 09 - Landschaftspflegerische Maßnahmen (Maßnahmenübersichtsplan, Maßnah-

menpläne, Maßnahmenblätter, Vergleichende Gegenüberstellung von Eingriff und Kompen-

sation) 

- Unterlage 17 - Luftschadstoffuntersuchungen und schalltechnische Untersuchungen (Schall-

technische Untersuchung, Luftschadstoffgutachten) 

- Unterlage 18 - Wassertechnische Untersuchungen 

- Unterlage 19 - Umweltfachliche Untersuchungen (Landschaftspflegerischer Begleitplan, Be-

stands- und Konfliktplan, Fachbeitrag Artenschutz, Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung, 

Fachbeitrag Klima) 

- Unterlage 21 - Wasserbautechnische Unterlagen zur Ermsverlegung 

 

Zur Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere deren Weitergabe an den Vorhabenträ-

ger im Rahmen des Verfahrens, wird auf die Datenschutzerklärung des Regierungspräsidiums Tü-

bingen verwiesen. Diese kann auf der Internetseite https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpt/daten-

schutz/ abgerufen werden. Informationen zum Schutz personenbezogener Daten, die die Regie-

rungspräsidien speziell bei Planfeststellungsverfahren verarbeiten, finden Sie unter https://rp.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/24-01SFT_17-01K.pdf 

 

Diese Bekanntmachung und die Planunterlagen finden Sie auch auf der Internetseite des Regie-

rungspräsidiums Tübingen unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpt in der Rubrik Service>Be-

kanntmachungen>Planfeststellungsverfahren>Aktuelle Planfeststellungsverfahren-Straßen. Die 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpt/datenschutz/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpt/datenschutz/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/24-01SFT_17-01K.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/24-01SFT_17-01K.pdf
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Veröffentlichung im Internet dient nur der Information. Rechtsverbindlich sind die in den Gemeinden 

ausgelegten Planunterlagen. 

 

Tübingen, 21.09.2023  

Letsch 

Regierungspräsidium Tübingen 

- Planfeststellungsbehörde - 


